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I. Überblick über politische Fragen 

Estland, Litauen und Slowenien wurden am 14. Mai 
1993, die Tschechische Republik und die Slowakische 
Republik am 30. Juni 1993 in den Europarat aufge- 
nommen. Damit gehören jetzt acht mittelosteuropäi- 
sche Staaten dem nunmehr 31 Mitgliedstaaten umfas- 
senden Europarat an. Die Erweiterung und Vertiehmg 
der Zusammenarbeit mit den Staaten Mittel- , Ost- und 
Südosteuropas bleibt auch weiterhin ein Schwer- 
punktthema der Arbeit des Europarats. 

Beitrittsanträge haben die nachfolgenden Staaten 
vorgelegt (Stand 30. Juni 1993): 

Albanien, Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Lettland, 
Makedonien, Moldau, Rumänien, Russische Födera- 
tion, Ukraine, Weißrußland. 

Die genannten Staaten (außer Bosnien-Herzegowina) 
genießen Sondergaststatus in der Parlamentarischen 
Versammlung. Anträge auf Gewährung des Sonder- 
gaststatus haben zudem die Nicht- Mitgliedstaaten 
Armenien, Aserbaidjan, Bosnien-Herzegowina und 
Georgien gestellt. 

Das Kooperationsprogramm des Europarats zum Auf- 
bau rechtsstaatlicher und demokratischer Strukturen 
in den Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas bleibt 
weiterhin ein Kernstück seiner Bemühungen um die 
Unterstützung des Reformprozesses in diesen Staaten. 
Im Mittelpunkt steht das Programm „Demosthenes", 
das einen Beitrag zur Entwicklung rechtsstaatlicher 
und institutioneller Rahmenbedingimgen leisten soll 
(z. B. Beratung bei der Erstellung von Rechtsvorschrif- 
ten, Mitwirkung beim Aufbau der Rechtspflege, Infor- 
mation und Beratung beim Aufbau von Institutionen). 
Das Programm umfaßt — neben dem klassischen 
Bereich der Menschenrechte — u. a. auch Angebote 
im Bereich des Medien-, Sozial-, Straf-, Umwelt- und 
Verwaltungsrechts. Die im Rahmen des Haushalts des 
Europarats hierfür zur Verfügung gestellten Mittel 
(ca. 50 Mio. FF für Haushaltsjahr 1993) konnten im 
Vergleich zu den Vorjahren deutlich gesteigert wer- 
den (1992: 35 Mio. FF, 1991: 16,3 Mio. FF). 

Die Vorbereihmg des Gipfeltreffens der Staats- und 
Regienmgschefs, das am 8./9. Oktober 1993 auf 
Einladung der österreichischen Regierung in Wien 
stattfinden wird, war im Berichtszeitraum eine 
Schwerpunktaufgabe der Ministerbeauftragten. Das 
Gipfeltreffen soll symbolhaft das Zusammenwachsen 
Europas nach dem Zusammenbruch der kommunisti- 
schen Vorherrschaft in Osteuropa unterstreichen und 
die neue Rolle des Europarats als integratives gesamt- 
europäisches Forum hervorheben. In erster Linie wer- 
den daher mit der Erweiterung, den künftigen Aufga- 
benschwerpunkten und der Zusammenarbeit mit 
anderen europäischen Organisationen in Zusammen- 
hang stehende Fragen behandelt werden. Weitere 
Schwerpunktthemen sind der Minderheitenschutz, 
die Reform des KontroUmechanismus der Europäi- 
schen Menschenrechtskonvention sowie eine Erklä- 
rung zu Fremdenfeindlichkeit und Rassismus. 


Den gegenwärtig im Rahmen des Europarats unter- 
nommenen Bemühungen zur Entwicklung rechtlich 
verbindlicher Regelungen zum Minderheitenschutz 
mißt die Bundesregierung besondere Bedeutung bei. 
Der im November 1992 eingesetzte Sachverständi- 
genausschuß für den Schutz nationaler Minderheiten 
(DH-MIN) hat mögliche Rechte zum Schutz nationaler 
Minderheiten zusammengestellt und auf Ihre Eig- 
nung zur Aufnahme in ein Zusatzprotokoll zur Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention, eine besondere 
Konvention oder ein Rahmenübereinkommen unter- 
sucht. Der Lenkungsausschuß für Menschenrechte 
wird sich mit dem Ergebnis in der zweiten Jahres- 
hälfte 1993 befassen und daran anschließend dem 
Komitee der Ministerbeauftragten einen Bericht vor- 
legen, der Gnmdlage für den weiteren Entschei- 
dungsprozeß sein wird. Die Parlamentarische Ver- 
sammlung hat sich mit ihrer im Februar 1993 verab- 
schiedeten Empfehlung 1201 für ein Zusatzprotokoll 
zur Europäischen Menschenrechtskonvention zum 
Schutz nationaler Minderheiten ausgesprochen und 
einen Entwurf hierfür erarbeitet. 

Überlegungen zur Neuorganisation der Ständigen 
Konferenz der Gemeinden und Regionen Europas 
(CLRAE) mit dem Ziel der besseren Einbeziehung von 
Regionen wurden fortgeführt. Entscheidungen über 
die künftige Struktur sind jedoch noch nicht getroffen 
worden. Das sich abzeichnende Modell der Untertei- 
lung der Ständigen Konferenz in zwei Kammern 
— eine für Gemeinden und die andere für Regionen — 
wurde in den Gremien der Ständigen Konferenz und 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
weiter erörtert. 

Das Komitee der Ministerbeauftragten hat im 
Berichtszeitraum die Erörterung der Frage einer Revi- 
sion der Satzung des Europarats zurückgestellt, um 
zunächst den Abschluß des Meinungsbildungsprozes- 
ses innerhalb der Parlamentarischen Versammlung 
abzuwarten. Die Parlamentarische Versammlung hat 
während ihrer Frühjahrssitzung (fünfter Teil der 
44. Sitzungsperiode) eine an das Ministerkomitee 
gerichtete Empfehlung zur Änderung der Satzung des 
Europarats beraten und verabschiedet (Empfeh- 
lung 1212). Ein im Rahmen dieser Debatte von 47 der 
202 Abgeordneten der Versammlung eingebrachter 
Änderungsantrag zum Empfehlungsentwurf, der die 
Aufnahme der deutschen Sprache als dritte Amtsspra- 
che in Artikel 12 der Satzung vorsah, fand keine 
Mehrheit. Auch die übrigen drei Anträge zur Erwei- 
terung der Amtssprachenregelung — italienisch; spa- 
nisch; deutsch, italienisch, spanisch — fanden keine 
Mehrheit. Das entscheidende Argument der Antrags- 
gegner waren die mit der Einführung weiterer Amts- 
sprachen verbundenen Kosten. Dieses Votum bedeu- 
tet zunächst nur, daß die Fordenmg, Deutsch als dritte 
Amtssprache in der Satzung zu verankern, in die 
Empfehlung der Parlamentarischen Versammlung zur 
Satzungsrevision nicht aufgehommen wurde. Der 
Ausgang der Debatte in der Parlamentarischen Ver- 
sammlung ist für das Mtnisterkomitee nicht bindend. 
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Die Bundesregierung wird ihre intensiven Bemühun- 
gen um die Verbesserung des Status der deutschen 
Sprache weiterhin fortsetzen. 

Die Mitgliedstaaten des Europarats haben das Netz 
der sie verbindenden europäischen Übereinkommen 
weiter verdichtet. Im Berichtszeitraum wurden insge- 
samt ca. 75 Zeichnungen und Ratifikationen regi- 
striert. Hervorzuheben ist die Ratifizierung der Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention durch die Repu- 
blik Polen. 

Die Bundesrepublik Deutschland zeichnete im 
Berichtszeitraum die Europäische Konvention über 
die Gemeinschaftsproduktion von Kinofilmen. 

Zur Zeichnung aufgelegt wurden im ersten Halbjahr 
1993 das 2. Zusatzprotokoll zur Konvention über die 
Reduzierung von Mehrfachstaatsangehörigkeit und 
von Wehrpflidit bei Mehrfachstaatsangehörigen so- 
wie die Konvention über die zivilrechtliche Haftung 
für Schäden, die aus umweltgefährlichen Tätigkeiten 
herrühren. Insgesamt wurden bisher (Stand 30. Juni 
1993) 150 völkerrechtliche Vertragstexte im Rahmen 
des Europarats erarbeitet und zur Zeichnung aufge- 
legt. 


II. Aktivitäten des Ministerkomitees und der 
Pariamentarischen Versammiung 

1. Ministerkomitee 

Die 92. ordentlidie Tagung des Ministerkonütees fand 
am 14. Mai 1993 in Straßburg unter britischem Vorsitz 
statt. Die deutsche Delegation wurde vom Leiter der 
neugeschaffenen Europa-Abteilung des Auswärtigen 
Amts, MD Dr. von Ploetz, geleitet. Die Themen- 
schwerpunkte waren die Vorbereitung des am 
8./9. Oktober 1993 in Wien stattfindenden Gipfeltref- 
fens des Europarats, die Reform des Kontrollmecha- 
nismus der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion, die Lage im ehemahgen Jugoslawien und die 
Beziehung des Europarats zu Rußland und anderen 
GUS-Staaten. Vor Begiim des offiziellen Sitzungsteils 
wurden Estland, Litauen und Slowenien als neue 
Mitgliedstaaten in den Europarat aufgenommen. Mit 
dem Ende der Sitzung ging der Vorsitz im Miiüster- 
komitee an Österreich über. Den stellvertretenden 
Vorsitz übernahm Belgien. 

Das Komitee der Ministerbeaxiftragten (KMB), das im 
Namen des Ministerkomitees zwischen dessen Sit- 
zungen beschließt, trat im Berichtszeitraum zu elf 
Sitzungen, fünf Sondersitzungen und drei informellen 
Tagimgen zusammen. Es verabschiedete 41 Ent- 
schließungen, fünf Empfehlungen und zwei Erklärun- 
gen (zu den Vergewaltigungen im ehemaligen Jugo- 
slawien und zur Lage Nagomy-Karabach). 

Als Rechtsprechungsorgan der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention (EMRK) entschied das Konü- 
tee der Ministerbeauftragten in zwölf Fällen durdi 
Entschließung nach Artikel 32 EMRK und stellte in 
acht Fällen die Erledigimg nach Artikel 54 EMRK 
fest. 


Weiterhin beschloß das Komitee der Ministerbeauf- 
tragten 19 Stellungnahmen zu Empfehlungen der 
Parlamentarischen Versammlung zu folgenden The- 
men: 

O Stärkimg der Europäischen Konvention zum 
Kampf gegen Terrorismus (1170), 

O Kampf gegen den internationalen Terrorismus in 
Europa (1199), 

O die Zukunft Europas (1193), 

O die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion 
(1195), 

O Internationaler Strafgerichtshof gegen Kriegsver- 
brechen (1189, ergänzende Stellungnahme), 

O Reform des KontroUmechanismus der Europäi- 
schen Menschenrechtskonvention (1194, Zwi- 
schenbescheid), 

O polizeilidie Zusammenarbeit und Datenschutz 
(1181), 

O Austausch junger Arbeiter nach den revolutionä- 
ren Veränderungen seit 1989 (1191, Zwischenbe- 
scheid), 

O extreme Armut und sozialer Ausschluß (1196, Zwi- 
schenbescheid), 

O europäische Zusammenarbeit im Bereich des 
Sports (1190), 

O die Zukunft des Waldes im Mittelmeerraum 

(1200), 

O VN-Konferenz zu Umwelt und Entwicklung 
(1192), 

O Situation von Flüchtlingen und Vertriebenen in 
mehreren Ländern des ehemaligen Jugoslawien 
(1205, Zwischenbescheid), 

O Situation der Krankenhäuser in Albanien (1171, 
ergänzende Stellungnahme), 

O Exodus albanischer Staatsangehöriger (1179, er- 
gänzende Stellungnahme), 

O Franchising (1182, Zwischenbescheid), 

O Situation grenznaher Bevölkerungs gruppen und 
Arbeiter (1144, Zwischenbescheid), 

O Kernkraftwerke in Mittel- und Osteuropa (1209). 

Im übrigen befaßten sich die Ministerbeauftragten mit 
Fragen aus allen Arbeitsbereichen des Europarats, 
wobei weiterhin den Perspektiven der Zusammenar- 
beit mit den Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet wurde. 


2. Parlamentarische Versammlung 

Die Parlamentarische Versammlung (PV) hielt den 
vierten Teil ihrer 44. Sitzungsperiode vom 1. bis 
5. Februar 1993 in Straßburg ab. Gastredner waren 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, der österreichische 
Bundeskanzler Franz Vranitzky, die norwegische 
Ministerpräsidentin Brundtland und der britische 
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Außenminister Douglas Hurd. Die Versammlung 
befaßte sich ferner mit den Themen Minderheiten- 
schutz, Lage im früheren Jugoslawien und der Situa- 
tion der Kernkraftwerke in Mittel- und Osteuropa. 

Die Frühjahrskonferenz der Parlamentarischen Ver- 
sammlung fand vom 24, bis 26. März 1993 in La 
Valetta (Malta) statt. Sie beschäftigte sich insbeson- 
dere mit den Europarat betreffenden Reformfragen. 

Den fünften Teü ihrer 44. Sitzxmgsperiode hielt die 
Parlamentarische Versammlung vom 10. bis 14. Mai 
1993 in Straßburg ab. Gastredner waren die polnische 
Ministerpräsidentin Suchocka und der britische 
Staatsminister Garel-Jones als amtierender Vorsit- 
zender des Ministerkomitees. Hauptthemen dieses 
Sitzungsteiles waren die Beitrittsanträge Estlands, 
Litauens und Sloweniens sowie eine Empfehlimg der 
PV zur Revision der Satzung des Europarats. Der 
Österreicher Dr. Peter Leuprecht, Direktor der Abtei- 
lung Menschenrechte des Europarats, wurde zum 
neuen stellvertretenden Generalsekretär gewählt. 

Der sechste Teil der 44. Sitzungsperiode fand in 
Straßburg vom 28. Juni bis 2. Juli 1993 statt. Als 
Gastredner sprachen der dänische Premierminister 
Rasmuss en, der Präsident Maltas, Tabone, sowie als 
amtierender Präsident des Ministerkomitees der 
österreichische Außenminister Mock, Die PV befür- 
wortete die Aufnahmeanträge der tschechischen und 
der slowakischen Republik und befaßte sich zudem 
mit dem vorgesehenen Gipfeltreffen der Staats- und 
Regierungschefs in Wien sowie mit der Lage auf dem 
Balkan. 


III. Aus der Tätigkeit des Europarats in seinen 
sonstigen Aufgabenbereichen 

1. Menschenrechte 

Der Entwurf eines Vertragsgesetzes zu den Protokol- 
len Nr. 9 und 10 zur Europäischen Menschenrechts- 
konvention ist am 25. März 1993 vom Deutschen 
Bundestag in erster Lesung behandelt worden und 
wird derzeit in den Ausschüssen beraten. Das Proto- 
koll Nr. 9 gibt dem Beschwerdeführer das Recht, 
seinen Fall imter denselben Voraussetzungen, die 
bisher nur für die Kommission imd die Vertragsstaaten 
galten, dem Gerichtshof zur Entscheidimg vorzule- 
gen. Das Protokoll Nr. 10 ändert die in Artikel 32 
Abs. 1 der Konvention vorgesehene Zweidrittelmehr- 
heit für Entscheidungen des Ministerkomitees über 
Konventionsverletzungen in eine einfache Mehr- 
heit. 

Das Komitee der Ministerbeauftragten hat dem Len- 
kungsausschuß für Menschenrechte (CDDH) am 
28. Mai 1993 das Mandat erteilt, bis 30. September 
1993 ein Protokoll zur Änderung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention vorzubereiten. Das Pro- 
tokoll soll den existierenden Überwachxmgsmecha- 
nismus durch einen Gerichtshof ablösen, der in Aus- 
schüssen und Kammern arbeitet. Auf eine Vorprüfung 
durch die Kommission soll verzichtet werden. 

Der Lenkungsausschuß hat in seiner Sitzung vom 
7. bis 11. Juni 1993 den Verfahrensrechtlichen Aus- 


schuß (DH-PR) mit der Vorbereitung des Ändenmgs- 
protokoUs beauftragt. Die Reform des KontroUmecha- 
nismus soll auch auf der Konferenz der Staats- imd 
Regierungschefs des Europarats am 8./9. Oktober 
1993 in Wien behandelt werden. 

Das Komitee der Ministerbeauftragten hat am 9. März 
1993 die Resolution (93) 6 über die Überwachung des 
Menschenrechtsschutzes in europäischen Staaten, die 
noch nicht Mitgliedstaaten des Europarats sind. Ver- 
abschiedet. Die Entschließung sieht vor, daß das 
Ministerkomitee auf Antrag eines europäischen 
Nicht-Mitgliedstaates nach Anhörung des Europäi- 
schen Gerichtshofs imd der Europäischen Kommis- 
sion für Menschenrechte besonders qualifizierte Per- 
sonen als Mitglied eines Gerichts oder eines anderen 
Überwachungsorgans innerhalb des betroffenen 
Staates benennen kann. Diese Resolution geht auf 
eine Anregung zurück, die dem Europarat aus der 
Genfer Friedenskonferenz für Jugoslawien zugegan- 
gen ist. 

Eine vom Komitee der Ministerbeauftragten einge- 
setzte Sachverständigengruppe hat eine weitere Ent- 
schließung vorgeschlagen, mit der übergangsweise 
ein Beratender Ausschuß für Menschenrechte für 
europäische Staaten geschaffen werden soll, die noch 
nicht Mitgliedstaaten des Europarats sind. Der Ent- 
wurf sieht vor, daß der Beratende Ausschuß für eine 
Zeit von zunächst vier Jahren eingerichtet werden 
soll. Das Komitee der Ministerbeauftragten soll die 
Möglichkeit haben, den Ausschuß auf Antrag eines 
Staates zu autorisieren, Menschenrechtsbeschwerden 
von Einzelpersonen entgegenzunehmen und zu prü- 
fen. Der Spruch des Ausschusses soll nicht bindend 
sein. Die Sachverständigengruppe hat ihren Vor- 
schlag dem Komitee der Ministerbeauftragten vorge- 
legt, das sich in der zweiten Jahreshälfte 1993 damit 
befassen wird. 

Einem Mandat des Ministerkomitees folgend hat der 
Lenkungsausschuß für Menschenrechte zwei Proto- 
kolle zirni Europäischen Übereinkommen zur Verhin- 
denmg von Folter und unmenschlicher oder erniedri- 
gender Behandlung oder Strafe vom 28. April 1983 
vorgelegt. Das Protokoll Nr. 1 soll es ermöglichen, daß 
Staaten der Antifolterkonvention beitreten können, 
die noch nicht Mitgliedstaaten des Europarats sind. 
Das Protokoll Nr. 2 eröffnet die Möglichkeit, daß 
Mitglieder des Ausschusses zur Verhütung von Folter 
im Interesse der Kontinuität der Arbeit zweimal wie- 
dergewählt werden können. Aus den gleichen Grün- 
den soll sichergestellt werden, daß die Mitglieder 
dieses Ausschusses jeweils zur Hälfte alle zwei Jahre 
gewählt werden. Das Ministerkomitee wird in der 
zweiten Jahreshälfte 1993 über die Vorschläge des 
Lenkungsausschusses beraten. 

Der Sachverständigenausschuß für die Fortentwick- 
limg der Menschenrechte (DH-DE V) hat sich im April 
1992 nochmals mit dem Entwurf eines Zusatzproto- 
kolls zur Europäischen Menschenrechtskonvention 
über die Rechte von Menschen befaßt, denen die 
Freiheit entzogen ist. Der Lenkimgsausschuß für Men- 
schenrechte hat den Sachverständigenausschuß be- 
auftragt, seine Beratimgen fortzusetzen. 
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Im Berichtszeitraum haben sich fünf Betroffene der 
Bodenreform, die 1945 bis 1949 in der ehemaligen 
DDR durchgeführt wurde, nach erfolglosem Ausgang 
des Verfahrens vor dem Bimdesverfassimgsgericht 
nunmehr an die Europäische Kommission für Men- 
schenrechte gewandt. Sie beanstanden, daß im Eini- 
gungsvertrag für den Grundbesitz, anders als bei den 
1949 Enteigneten, weder Restitution noch Entschädi- 
gung vorgesehen sei. Sie sehen sich hierdurch in ihren 
durch das Protokoll Nr. 1 zur Europäischen Men- 
schenrechtskonvention geschützten Eigentumsrech- 
ten verletzt. 


2. Rechtliche Zusammenarbeit 

In ihrer informellen Konferenz am 22. Juni 1993 in 
Lugano berieten die Justizminister des Europarats 
über das Thema „Föderalismus, Regionalismus imd 
der Schutz von Minderheiten“. Für die nächste Kon- 
ferenz der Justizminister des Europarats, die im Juni 
1994 in Malta stattfinden soll, wurde das Thema 
„verwaltimgs-, zivil- imd strafrechtliche Aspekte ein- 
schließlich der Rolle der Justiz im Kampf gegen die 
Korruption" festgelegt. 

In der 489. Sitzimg im März 1993 nahm das Komitee 
der Ministerbeauftragten den vom Lenkimgsaus- 
schuß für rechtiiche Zusammenarbeit (CDC J) erarbei- 
teten Text des Übereinkommens über die zivilrechtli- 
che Haftung für Schäden, die aus umweltgefährlichen 
Tätigkeiten heixühren, an und legte das Übereinkom- 
men für die Zeit ab 21. Juni 1993 zur Zeichnimg 
auf. 

Der Lenkimgsausschuß für rechtliche Zusammenar- 
beit stimmte in seiner Sitzimg vom 8. bis 1 1 . Juni 1993 
dem Empfehlungsentwurf über die Privatisierung 
öffentiicher Unternehmen und öffentlicher Tätigkei- 
ten zu imd leitete ihn an das Komitee der Ministerbe- 
auftragten weiter. 

Der Strafrechts-Lenkungsausschuß verabschiedete 
eine Empfehlung über „Strafvollzugs- und kriminolo- 
gische Aspekte der Kontrolle übertragbarer Krankhei- 
ten einschließlich Aids und verwandter Rechtspro- 
bleme im Strafvollzug". 

Im Bereich „kommunale und regionale Selbstverwal- 
tung/Behörden" wurde die am 15./16. September 
1993 in Den Haag/Niederlande stattfindende 10. Kon- 
ferenz der für Kommunalfragen zuständigen Minister 
der Mitgliedsländer weiter vorbereitet. Bei dieser 
Konferenz werden die Themen „Großstädte und ihre 
Umgebung" und „Kommunale Referenden" erörtert 
werden. 

Darüber hinaus hat sich eine Arbeitsgruppe mit Fra- 
gen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit bei- 
derseits von Grenzen liegender Gebietskörperschaf- 
ten beschäftigt. Das durch die Arbeitsgruppe erarbei- 
tete Zusatzprotokoll zur Konvention über die grenz- 
überschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebiets- 
körperschaften vom 19. Mai 1980 wurde dem Mini- 
sterkomitee zur Diskussion und Entscheidung über 
die Auflegung zur Zeichnimg zugeleitet. Die Arbeits- 
gruppe erstellte daneben einen Bericht über Fragen 
des grenzüberschreitenden Steuer-ZFinanzausgleichs 


im Bereich des grenzüberschreitenden Arbeits- 
marktes. Auch dieser Bericht wurde dem Ministerko- 
mitee mit der Bitte zugeleitet, seine Zustimmung zur 
Veröffentiichung zu geben. 

Im Mai 1993 ist eine Expertengruppe, die sich mit den 
Prinzipien der Subsidiarität in Europa beschäftigen 
soll, zusammengetreten. Die Arbeitsgruppe, in der 
Deutschland mit einem Experten vertreten ist, soll 
ihren Bericht bis Ende 1993 vorlegen. 

Das ad hoc-Komitee über rechtliche Aspekte des 
territorialen Asyls imd der Flüchtlinge (CAHAR) 
beschloß auf seiner 35. Sitzung am 30./31. März 1993, 
Richtlinien zur Behandlung von Asylbewerbern an 
den Grenzen und insbesondere auf internationalen 
Flughäfen zu erstellen. Diese Initiative geht zurück 
auf ein Mandat, das CAHAR vom Minis terkomitee auf 
seiner 484. Sitzimg im Dezember 1992 aufgrund der 
Empfehlung 1193 (1991) der Parlamentarischen Ver- 
sammlung erteilt wurde. 

Des weiteren formulierte CAHAR eine Antwort an das 
Ministerkomitee bezüglich der Empfehlung 1205 
(1993) der Parlamentarischen Versammlung über die 
Situation von Flüchtlingen und heimatlosen Personen 
in mehreren Ländern Ex- Jugoslawiens. Nach Auffas- 
sung von CAHAR ist es verfrüht, den gesetzlichen 
Status von Bürgerkriegsflüchtlingen zu harmonisie- 
ren. Vielmehr sind die bereits bestehenden Mindest- 
standards, wie sie z. B. in der Empfehlung 22 des 
Exekutivkomitees des UNHCR aus dem Jahre 1981 
enthalten sind, zu beachten. 


3. Medienfragen 

Der Lenkimgsausschuß Massenmedien (CDMM) hat 
im 1. Halbjahr 1993 seine Arbeiten zur Vorbereitimg 
der 4. Medienministerkonferenz fortgesetzt, die im 
Dezember 1994 in Prag stattfinden soll. Die Konferenz 
wird sich mit der Rolle der Medien in einem demokra- 
tischen Staatswesen befassen. Unter diesem Leit- 
thema wird sie die Frage nach der Zukunft des 
öffentlichen Rimdfunks imd das Verhältnis journalisti- 
scher Rechte zu den Menschenrechten auigreifen. 

Die Arbeit der Expertengruppe für Massenmedien- 
konzentration wird sich nach den jüngsten Beschlüs- 
sen des CDMM zu diesem Thema im 2. Halbjahr 1993 
hauptsächlich mit Fragen der Transparenz befassen, 
also der Offenlegung von Eigentums- imd Beteili- 
gungsverhältnissen an Medienuntemehmen und der 
Offenlegung sonstiger Einflußmöglichkeiten. 

Das CDMM hat dem Komitee der Ministerbeauftrag- 
ten eine Empfehlung mit Grundsätzen zur Förderung 
von Verbreitung und Ausstrahlung audiovisueller 
Werke in Ländern oder Regionen mit geringer audio- 
visueller Produktion oder begrenzter regionaler oder 
sprachlicher Verbreitung zur Verabschiedung vorge- 
legt. 

Die Europäische Audiovisuelle Informationsstelle, die 
Teil des Audiovisuellen EUREKA ist und die durch 
ein Sonderabkommen mit dem Europarat (Resolu- 
tion [92] 70 des Ministerkomitees des Europarats vom 
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15. Dezember 1992) verbimden ist, wurde am 29. Juni 
in Straßburg eröffnet. 

Die Informationsstelle ist mit einem Jahresbudget von 
max, 2 Mio. ECU ausgestattet imd zimächst als 
Pilotprojekt für einen Zeitraum von drei Jahren 
beschlossen. Träger der Informationsstelle sind die 
32 Mitglieder des Audiovisuellen EUREKA, von 
denen 27 Mitgliedsstaaten des Europarats sind. 

Die Europäische Audiovisuelle Informationsstelle hat 
zur Aufgabe, den audiovisuellen Medien Informatio- 
nen imd Dienstleistungen zur Verfügimg zu stellen. 
Sie wird hierzu ein Informationsnetz mit einschlägi- 
gen Instituten imd Einrichtungen in Europa aufbauen. 
Der Geschäftsbetrieb wird sich nach und nach stärker 
an kommerziellen Aspekten orientieren. 

Die vom Komitee der Ministerbeauftragten einberu- 
fene Redaktionsgruppe hat weitere Anpassungen des 
Übereinkommensentwurfs über Urheberrechtsfragen 
beim grenzüberschreitenden Satellitennmdfunk an 
den Verhandlimgsstand bei dem sachlich parallel 
hegenden Richtlinienvorschlag der EG -Kommission, 
betreffend urheberrechthche Fragen des grenzüber- 
schreitenden Satelhtenrundfunks und der Kabelwei- 
terverbreitung, erörtert. Nachdem der Rat der EG im 
Mai 1993 einen gemeinsamen Standpunkt zu diesem 
Richtlinienvorhaben beschlossen und das Europäi- 
sche Parlament in zweiter Lesung dazu beraten hat, 
zeichnet sich die endgültige Gestalt der EG-Richtlinie 
ab. Die Arbeit wird mit dem Ziel fortgesetzt, den 
Übereinkommensentwurf noch in 1993 fertiazustel- 
len. 

Eine beim Ausschuß für Rechtsfragen der Massenme- 
dien gebildete Arbeitsgruppe hat ein „Diskussionsdo- 
kument" über verwandte Schutzrechte (Leistungs- 
schutzrechte) der ausübenden Künstler und anderer 
Leistungsschutzberechtigter ersteht, das zahlreiche 
Vorschläge zur Verbesserung der Schutzrechte der 
ausübenden Künstler, der Hersteller von Tonträgern, 
der Filmhersteher und der Sendeuntemehmen ent- 
hält. Es soh als Anregung imd Orientienmg für die 
interessierten Fachkreise und die nationalen Regie- 
rungen sowohl mit Bhck auf nationale Gesetzgebung 
als auch auf die verschiedenen z. Z. in Gang befindli- 
chen Verhandlungen über internationale Vereinba- 
rungen dienen. Das Ministerkomitee wird ersucht 
werden, die Veröffenthchung dieses Dokuments und 
seine weite Streuung in der Fachöffentlichkeit zu 
genehmigen. Zugleich ist damit in der Sache die 
Entscheidung verbunden, daß der Europarat derzeit 
auf die Erarbeitung eines Rechtsinstruments auf die- 
sem Gebiet verzichtet. 

Eine neue Arbeitsgruppe zu Fragen der Tonträger- 
piraterie und der audiovisuellen Piraterie hat ihre Be- 
ratungen aufgenommen. Sie hat den Auftrag, ein 
Rechtsinstrument zur Bekämpfimg dieser Arten von 
Urheberrechtspiraterie auf der Grundlage insbeson- 
dere der Empfehlungen R (88) 2 über Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Piraterie auf dem Gebiet des Urhe- 
berrechts und der verwandten Schutzrechte und 
R (91) 14 über den Rechtsschutz verschlüsselter Fern- 
sehsendungen auszuarbeiten. Ferner soll die Arbeits- 
gruppe auch ein Handbuch oder Vademecum über die 


Bekämpfung der Tonträgerpiraterie und der audiovi- 
suellen Piraterie erstellen. 


4. Sozialpolitik und Gesundheitswesen 

Der ad hoc- Ausschuß zur Überprüfung der Europäi- 
schen Sozialcharta des Europarats hat im Berichtszeit- 
raum Reformvorschläge diskutiert, die die Änderung 
der materiellen Bestimmimgen zum Inhalt haben. Die 
Bimdesregienmg vertritt die Auffassimg, daß sich die 
Beratungen auf die Fragen konzentrieren sollen, bei 
denen seit der Fertigstellimg der Europäischen So- 
zialcharta Anfang der 60er Jahre ein bedeutsamer 
sozialer Wandel eingetreten ist. Der Grundcharakter 
der Europäischen Sozialcharta, nämlich die Beschrän- 
kimg auf soziale Grundwerte, soll erhalten bleiben. 
Eine umfassende Kodifikation wird nicht befürwor- 
tet. 

In den Lenkimgsausschüssen für soziale Sicherheit, 
Beschäftigung imd Arbeit (CDEM) und im Ausschuß 
für Wanderungen (CDMG) wurde der Meinungsaus- 
tausch über aktuelle Fragen fortgesetzt. 

Im Ausschuß für Wanderung wurde die Diskussion 
über die Zulassimg zeitlich und zahlenmäßig 
begrenzter Beschäftigungsmöghchkeiten für auslän- 
dische Arbeitnehmer fortgesetzt. Außerdem befaßte 
sich der Ausschuß mit den Problemen Ausländer- 
feindlichkeit und Fremdenhaß. 

Vom 16. bis 18. Juni 1993 fand in Berlin eine gemein- 
same Tagung des Europarates und des Bundesmini- 
steriums für Arbeit imd Sozialordnimg zum Thema 
„Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit und Rassis- 
mus auf örtlicher Ebene " statt. Die Tagung diente dem 
Erfahrungsaustausch über einzelne Projekte, die in 
verschiedenen Staaten durchgeführt werden. 


Gesundheitswesen: 

Die Ministerbeauftragten haben im Berichtszeitraum 
folgende Empfehlungen verabschiedet: 

O Empfehlimg der Versammlimg Nr. 1159 (1991) 
Harmonisierung von Autopsieregelungen 

O Nr. R (93) 2 Medizinisch-Soziale Aspekte von 
Kindesmißhandlimgen 

O Nr. R (93) 3 Planung betr. Gesundheitspersonal 

O Nr. R (93) 4 Standards/Richtlinien für klinische 
Versuche mit Blutprodukten 

Ferner werden in der letzten Sitzung des Europäi- 
schen Gesimdheitsausschusses (CDSP) in der Zeit 
vom 28. Juni bis 1. Juli 1993 folgende Empfehlungen 
verabschiedet: 

O Vorsorgeuntersuchungen als Mittel der Präven- 
tionsmedizin 

O Empfehlimg über Gewebebanken 

O MultiprofessioneUe interdiszipiinäre Ausbildung 
von Gesundheitspersonal 
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Der Lenkungsausschuß Bioethik des Europarates 
(CDBI) hat sich im ersten Halbjahr 1993 schwerpunkt- 
mäßig mit der Schaffung einer Rahmenkonvention zur 
Bioethik befaßt. 

Auf der letzten Sitzung des CDBI in Straßburg wurden 
zwei wesentliche Grundsatzentscheidungen getrof- 
fen: zum einen wird die Rahmenkonvention ein Ver- 
bot der Keimbahngentherapie einschließen und nur 
die somatische Gentherapie zu therapeutischen 
Zwecken zulassen. Zum anderen wird der Embryo- 
nenschutz in der Rahmenkonvention verankert wer- 
den. So wird Forschung an Embryonen nur bis zum 
14. Lebenstag erlaubt sein und darüber hinaus die 
künstliche Prokreation von Embryonen zu For- 
schungszwecken verboten. Jedem Signatarstaat steht 
es frei, national schärfere Bestimmungen zu erlassen. 
Die Rahmenkonvention Bioethik wird zusätzlich ein 
noch zu erstellendes Protokoll zum Embryonenschutz 
erhalten. 

Zukünftig zu behandelnde Themen für das CDBI sind 
vor allem die Genetik und die Organtransplantation, 
letztere in Form eines gegenwärtig in Arbeit befindli- 
chen Protokolls zur Rahmenkonvention. Zur Genetik 
wird vom CDBI im Rahmen der nächsten Sitzung ein 
Symposium veranstaltet werden. 

Die letzte Sitzung der Permanenten Korrespondenten, 
dem Lenkungsausschuß der sog. Pompidou- Gruppe 
des Europarats zur Rauschgiftbekämpfung, fand vom 
28. April bis 30. April 1993 in Straßburg statt. Sie 
diente vor allem der Diskussion über das neue 
Arbeitsprogramm der Pompidou- Gruppe, das in der 
für Februar 1994 geplanten Fachministerkonferenz 
verabschiedet werden soU. 

Von besonderer Bedeutung war die vom 22. bis 
24. Februar 1993 in Bergen durchgeführte Konferenz 
mit der Thematik „Aufsuchende Drogen-Sozialar- 
beit", auf der die unterschiedlichen Hilfesysteme in 
Europa vorgestellt werden. Das Thema wird — auch 
im Hinbhck auf die Übertragbarkeit der Konzeptionen 
auf die osteuropäischen Staaten, die mit großem 
Interesse an dieser Veranstaltung teilgenommen 
haben — weiterhin einen Schwerpunkt bilden. 

Im Bereich des Teilabkommens ist der Resolutionsent- 
wurf über die Rolle und Ausbildung des Apothekers 
verabschiedet worden. Ferner werden die Anhänge 
zur Resolution über die Einstufung verschreibungs- 
pflichtiger Arzneimittel fortgeschrieben. Hervorzuhe- 
ben sind bei der Arbeit der verschiedenen Arbeits- 
gruppen noch die Herausgabe der 7. Ausgabe der 
Europaratsbroschüre „Pestizide" sowie von Richtli- 
nien über die Anwendung von Raucharomen in 
Lebensmitteln. 

Eine wichtige Aufgabe im Rahmen des Europarates ist 
das Übereinkommen über die Ausarbeitung eines 
Europäischen Arzneibuchs vom 22. Juh 1964, dem die 
Bundesrepublik Deutschland durch Gesetz vom 4. Juli 
1973 (BGBl. 1973 II S. 701) beigetreten ist. 

Dem Übereinkommen gehört seit April 1993 neben 
den zwölf Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft, sechs EFTA-Länder (Finnland, Island, Norwe- 
gen, Österreich, Schweden, Schweiz) und Zypern 
auch Sloweiüen an. 


Durch Beschluß vom 26. Mai 1987 hatte der Rat die 
Kommission ermächtigt, im Rahmen des Europarates 
den Beitritt der EG neben ihren Mitgliedstaaten zum 
Übereinkommen über die Ausarbeitung eines Euro- 
päischen Arzneibuchs auszuhandeln. Da das Überein- 
kommen in seiner ursprünglichen Fassung nur den 
Beitritt von Staaten vorsieht, führten die Verhandlun- 
gen zur Ausarbeitung eines Zusatzprotokolls für den 
Beitritt der EG, dessen Wortlaut vom Rat der Europäi- 
schen Gemeinschaften am 7. März 1988 genehmigt 
wurde. Das Protokoll wurde von den Vertragsparteien 
im November 1989 unterzeichnet. 

Der Europarat teilte der Gemeinschaft mit, daß das 
Protokoll für den Beitritt der Gemeinschaft zum Über- 
einkommen über die Ausarbeitung eines Europäi- 
schen Arzneibuchs mit der Hinterlegung der letzten 
Ratifikationsurkunden am 1. November 1992 in Kraft 
getreten ist. 

Die Verabschiedung eines Vorschlages für einen 
Beschluß des Rates zur Annahme des Übereinkom- 
mens über die Ausarbeitung eines Europäischen Arz- 
neibuchs — im Namen der Europäischen Gemein- 
schaft — steht noch aus. 

Die EG nimmt derzeit noch als Beobachter an den 
Sitzungen der Europäischen Arzneibuch- Kommission 
teil, ebenso wie die WHO, Ungarn, Bulgarien, Polen, 
Kanada und die Türkei. 

Anträge auf den Beobachter-Status liegen von Alba- 
nien, der Tschechischen Republik, der Slowakischen 
Republik und Australien vor. 

Aufgabe der Vertragsstaaten ist es, aufgrund des 
Übereinkommens ein „Europäisches Arzneibuch" 
auszuarbeiten und die von der Europäischen Arznei- 
buch-Kommission erarbeiteten sowie von dem Ge- 
sundheitsausschuß (Teilabkommen) des Europarats 
beschlossenen Texte von Vorschriften imd Mono- 
graphien in nationale Vorschriften zu überführen. 

Deutschland setzte die 1992 im Rahmen des Europäi- 
schen Arzneibuchs verabschiedeten Texte von Vor- 
schriften und Monographien durch die Fünfte Verord- 
nung zur Änderung der Arzneibuchverordnung vom 
15. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2012), durch die der 
1. Nachtrag zxim Deutschen Arzneibuch, 10. Ausgabe, 
in Kraft gesetzt wurde, in nationales Recht xim. 


5. Familien- und Seniorenfragen, Wohlfahrtswesen 

Der Lenkungsausschuß für Sozialpohtik (CDPS) des 
Europarates hat in der Zeit vom 17. Mai bis 19. Mai 
1993 in Straßburg getagt. An der CDPS-Sitzung nah- 
men Vertreter aller 27 Mitgliedstaaten teil. Darüber 
hinaus waren Vertreter von Albanien, der Tschechi- 
schen Republik, Lettland, Rumänien sowie des Heili- 
gen Stuhls anwesend. 

Es wurden schwerpunktmäßig folgende Themen 
behandelt; 

O Projekt 111.4: Die besonderen sozialen Probleme, 
die sich aus den jüngsten Änderungen der Famili- 
enstrukturen ergeben. Der Abschlußbericht des 
Evaluierungsausschusses wurde breit diskutiert. 
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Auch bei einer sehr breiten Definition von Sozial- 
politik wird eine gesonderte Familienpolitik für 
erforderhch gehalten. 

O Projekt in.5: Menschliche Würde und sozialer Aus- 
schluß. Es wurde dem Lenkungsausschuß ein 
Papier vorgelegt, in dem dargestellt wird, wie ein 
europäischer Bericht über sozialen Ausschluß aus- 
geführt werden könnte. Entsprechend der aktuel- 
len Forschung wurde die soziale Ausgrenzung 
nicht nur imter Einkommensaspekten, sondern im 
Hinblick auf die Lebenslage der Betroffenen (Le- 
benslagenkonzept) betrachtet. Hierüber gab es 
keinen Dissens. Der zu erstellende Bericht soll die 
Faktoren analysieren, die dazu führen, daß Men- 
schen in eine Situation der Ausgrenzung gera- 
ten. 

O Im Zusammenhang mit den Themen für die Grup- 
penstipendien wurde das Sekretariat gebeten zu 
prüfen, ob imd inwieweit Themen mit Schwer- 
punkt mittel- imd osteuropäische Staaten (MOE- 
Staaten) nicht durch das Demosthenesprogramm, 
das Aktivitäten auf dem Gebiete der Sozialpohtik 
in den MOE-Staaten (Seminare, Studien, Besuche 
etc.) finanziert, gefördert werden können. Das 
Sekretariat wird die Frage prüfen. 


6. Jugend- und Frauenfragen 

Der Lenkungsausschuß für die zwischenstaatliche 
Zusammenarbeit im Jugendbereich (CDEJ) trat vom 
3. März bis 5. März 1993 zusammen. Im Mittelpunkt 
stand die Endredaktion des Abschlußtextes der Vier- 
ten Europäischen Jugendministerkonferenz vom 
13. bis 15. April in Wien mit dem Thema „Jugend im 
größeren Europa". Die vorgesehene Konvention zur 
Mobilität der jungen Europäer wurde auf Intervention 
einer Reihe von Staaten, darunter die Bimdesrepubhk 
Deutschland, fallengelassen und durch einen Passus 
im Abschlußtext (20b) ersetzt, der die „Überwachung 
der Umsetzung der Vertragswerke des Europarates 
zur Jugendmobilität und die Annahme konkreter 
Maßnahmen zur Überwindung der Hindernisse, die 
der Jugendmobilität entgegenstehen", ermöglicht. 

Der Abschlußtext enthält weiter Ausführungen über 
eine Europäische Jugendkampagne, die den Vor- 
schlag der norwegischen Prenüerministerin für einen 
Aktionsplan gegen Rassismus, Fremdenfeindhchkeit, 
Antisenütismus und Intoleranz wirkimgsvoU unter- 
stützen soll. 

Vom 15. bis 18. Juni 1993 hielt der Verwaltungsrat von 
Jugendwerk und Jugendzentrum seine neunte Sit- 
zung ab. U. a. wurde beschlossen, die Zusammenar- 
beit nüt der EG-Kommission (Task Force Human 
Resources) durch zwei Arbeitstreffen jährlich zu 
intensivieren, wie es im Abschlußtext der Jugendnü- 
nisterkonferenz (Empfehlung 22) vorgesehen ist. Dies 
betrifft die Felder Jugendmobüität, Jugendforschimg 
und -dokumentation, Jugendinformation sowie Aus- 
bildung der Jugendleiter, insbesondere Trainings- 
kurse für die MOE-Staaten. 


Die Entscheidimg über den Sitz des zweiten Jugend- 
zentrums wurde von den Ministerbeauftragten auf 
Herbst 1993 vertagt. 

Der Lenkungsausschuß „Chancengleichheit zwi- 
schen Frauen und Männern" beim Europarat (CDEG) 
tagte zweimal: vom 3. bis 5. Februar und vom 9. bis 
11. Juni 1993. 

Im Mittelpunkt der Sitzungen stand die Vorbereitimg 
von Veranstaltimgen des Europarats. So ist für Okto- 
ber 1993 in Rom ein Treffen der für Frauenfragen 
zuständigen Ministerinnen, für Dezember 1993 in 
Sofia ein Seminar zur Situation der Frauen in Mittel- 
imd Osteuropa, für März 1994 in Schweden ein 
Seminar zur frauenpolitischen Raumplanung und für 
Anfang 1995 eine Vorbereitungskonferenz zur 
4. Weltfrauenkonferenz vorgesehen. 

Inhaltlich beschäftigt sich der CDEG vor allem nüt der 
Situation von Migrantinnen (Kooperation nüt dem 
Lenkungsausschuß für Migration, CDMG), den Men- 
schenrechtsverletzungen an Frauen im früheren 
Jugoslawien, der Teilhabe von Frauen an Macht, der 
Repräsentanz von Frauen in Grenüen und der Frau- 
enfördeiung im Europarat selbst (2. Bericht zur Situa- 
tion der Frau durch die Generalsekretärin des Euro- 
parats). 


7. Kultur, Erziehung, Sport 

Beitritte zum Europäischen Kulturabkommen 

Nach Abgabe einer Rechtsnachfolgeerklänmg sind 
am 1. Januar die Tschechische und die Slowakische 
Republik Vertragsparteien des Europäischen Kultur- 
abkommens von 1954 geworden; Kroatien ist dem 
Abkommen am 27. Januar 1993 beigetreten. Danüt 
hat sich die Zahl der Vertragsstaaten auf 37 erhöht. 


Konferenzen 

Die für den 2./3. Juni 1993 in Madrid geplante 
18. Sitzung der Ständigen Konferenz der Europäi- 
schen Erziehungsminister mußte wegen der. spani- 
schen Parlamentswahlen am 6. Juiü 1993 auf den 
23. /24. März 1994 vertagt werden; das Thema „Auf- 
bau des neuen Europa: demokratische Werte, Bildung 
imd Mobihtät nüt den Unterthemen „Demokratie- 
erziehung" und „Vorbereitung auf die Arbeitswelt" 
soll beibehalten werden. 


Konventionen 

Das Ratifikationsverfahren für das am 6. November 
1990 von der Bundesrepublik Deutschland Unter- 
zeichnete Europäische Übereinkommen über die all- 
gemeine Gleichwertigkeit der Studienzeiten an Uni- 
versitäten wurde inzwischen eingeleitet. 

Das Ratifikationsverfahren für das Revidierte Europäi- 
sche Übereinkommen zum Schutz des archäologi- 
schen Erbes, das am 16. Januar 1992 unterzeichnet 
wurde, ist in Vorbereitung. Gleichfalls vorbereitet 
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wird in Zusammenarbeit mit den beteiligten Bundes- 
ländern das Vertragsgesetz zur Ratifizierung der von 
der Bundesrepublik Deutschland am 5. November 
1992 Unterzeichneten Europäischen Charta der 
Regional- oder Minderheitensprachen. 

Am 7. Mai 1993 hat die Bundesrepublik DeutscMand 
das im Rahmen des Europarats verabschiedete Über- 
einkommen über die Gemeinschaftsproduktionen von 
Kinofilmen unter dem Vorbehalt der Ratifikation 
unterzeichnet; das Ratifikationsverfahren wird vor- 
aussichtlich im Herbst 1993 abgeschlossen sein. 

Das Übereinkommen sieht vor, daß multilaterale und 
— beim Fehlen bilateraler Abkommen — auch bilate- 
rale europäische Gemeinschaftsproduktionen von 
Kinofilmen, die den Bestimmungen dieses multilate- 
ralen Übereinkommens entsprechen, in den jeweili- 
gen Mitgliedstaaten nach Maßgabe der nationalen 
Gesetze wie nationale Filme behandelt und gefördert 
werden können. 

Durch die Anpassung der bestehenden Bestimmun- 
gen in den einzelnen Ländern über die Koproduktio- 
nen im Filmbereich stellt das Übereinkommen ein 
wichtiges Element zur Herstellung und Fördenmg von 
multilateralen europäischen Gemeinschaftsproduk- 
tionen dar. 

Den deutschen Filmproduzenten wird damit die Mög- 
lichkeit erleichtert, Gemeinschaftsproduktionen mit 
ausländischen Koproduzenten einzugehen. 


Kultur- und Bildungsarbeit 

Vom 12. bis 14. Januar 1993 fand in Straßburg die 
61. Sitzung des CDCC statt. Im Mittelpunkt stand die 
künftige Ausgestaltung der Kultiu- und Bildungs- 
arbeit mit Blick auf die neuen Vertragsstaaten des 
Europäischen Kulturabkommens aus Mittel- und 
Osteuropa. Die kulturelle Zusammenarbeit soll sich 
an den Interessen der neuen Mitgliedstaaten orientie- 
ren, wobei aber von den bestehenden Entscheidungs- 
strukturen und dem gegebenen Finanzrahmen ausge- 
gangen werden muß. 

Im Zusammenhang mit dem für Oktober dieses Jahres 
geplanten Gipfeltreffen in Wien wurde auch über die 
Rolle von Kultur und Bildung bei der Bewältigung der 
politischen und gesellschaftlichen Umwälzungen dis- 
kutiert. Während die Bedeutung von Bildung und 
Kultur zur Stärkung von Stabilität, Demokratie und 
Menschenrechten unbestritten war, wurde anderer- 
seits vor einer reinen politischen Instrumentalisierung 
der Kultur- und Bildungsarbeit gewarnt und die 
eigenständige Rolle von Bildung und Kultur im Euro- 
parat unterstützt. 

Im Fachausschuß „Kulturelles Erbe" (CC-Pat) hat die 
Bundesrepublik Deutschland in der Sitzung am 
1./2, März den Vorsitz übemoiimien. 

Die Vorbereitungen des vom Europarat in Zusammen- 
arbeit mit der KSZE für Dezember 1993 geplanten 
gemeinsamen Seminars „Education; Structures, Poli- 
cies and Strategies" sind angelaufen. Das letzte Vor- 
bereitungstreffen fand am 23. /24. Juni 1993 in Hel- 
sinki statt. 


Vom 22. bis 25. März 1993 fand in Straßburg die 
Abschlußkonferenz des Projekts „Erwachsenenbil- 
dimg und sozialer Wandel" statt. Das Projekt unter- 
suchte neue Bildungsangebote für Senioren und 
Langzeitarbeitslose. Die Abschlußerklärung der Kon- 
ferenz unterstrich die Bedeutung der Weiterentwick- 
lung der Bildungsangebote und entsprechender 
Orientierungshilfen für Erwachsene, nicht zuletzt 
auch mit Blick auf die neuen Mitgliedstaaten. 

Im Rahmen des Schwerpunktprojektes „Europäische 
Sekundarschulbildung" fand vom 27. bis 29. Mai 1993 
in Timisoara (Rumänien) eine Tagung über „Interkul- 
tureUe Dimension als wesentlicher Faktor der Sekun- 
darschulreform" statt. Außerdem wurde eine Len- 
kungsgruppe für das Gesamtprojekt eingesetzt, die 
die bisherigen Ergebnisse auswerten imd die Ab- 
schlußkonferenz 1995 vorbereiten soU. 


Sport 

Die 4. Sitzung der Beobachtenden Begleitgruppe zum 
Übereinkonunen gegen Doping im Sport vom 15, bis 
17, Juni 1993 nahm eine Empfehlung über gemein- 
same Verfahren bei Abnahme von Doping-Kontrollen 
an. Die Empfehlung wurde von der Arbeitsgruppe 
„Technische Fragen " unter Mitwirkung der Medizini- 
schen Kommission des IOC erarbeitet. Der Sportaus- 
schuß des Deutschen Bundestages hat sich am 30. Juni 
1993 abschließend mit dem Ratifizienrngsgesetz zum 
deutschen Beitritt zur Anti-Doping-Konvention be- 
faßt. 

Der Lenkungsausschuß zur Förderung des Sports 
(CDDS) befaßte sich im Berichtszeitraum schwer- 
punktmäßig mit folgenden Anliegen: 

Die 16. Sitzung des Lenkungsausschusses vom 3. bis 
5. Februar 1993 sprach sich zur weiteren Umsetzung 
der Ergebnisse der 7. Konferenz der Europäischen 
Sportminister 1992 von Rhodos u. a. für eine Verstär- 
kung der Hilfsprogramme für die neuen Mitgliedstaa- 
ten aus Mittel- und Osteuropa zur Förderung ihres 
Sports aus. So wurden u. a. bedarfsspezifische Son- 
derseminare in Litauen, Polen, Rumänien, Albanien 
und in Großbritannien über Management von Sport- 
einrichtungen durchgeführt. Ein deutscher Experte 
wurde für eine Lehrveranstaltung über Sportmanage- 
ment nach Ungarn entsandt. 

Zum ersten Mal fand eine gemeinsame Veranstaltung 
des CDDS mit dem Unterausschuß Jugend und Sport 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarats 
zur Beratung des tschechischen Parlaments und der 
tschechischen Sportverwaltung über Sportgesetzge- 
bung in Prag (31. März bis 1. April 1993) statt. 

Die 13. Sitzung des Ständigen Ausschusses zur Über- 
wachung der Konvention gegen Zuschauergewalt im 
Sport vom 3. bis 4. Juni 1993 verabschiedete eine von 
einer ad hoc-Arbeitsgruppe vorbereitete Empfehlung 
über von Fußballveranstaltem und von Sicherheitsbe- 
hörden zu beachtende Maßnahmen bei der DurcWüh- 
rung von Fußballspielen. Die UEFA hat bei der 
Erarbeitung mitgewirkt. 
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8. Umwelt- und Naturschutz 

Vom 28. bis 30. April 1993 fand in Luzern die gesamt- 
europäische Ministerkonferenz „Umwelt für Europa" 
statt. Im Rahmen der Aufgabenteilung zwischenstaat- 
licher Organisationen hatte der Europarat die Vorbe- 
reitung des Naturschutzteils der Konferenz übernom- 
men und dazu ein Komitee eingesetzt, in welchem 
neben Mitgliedsländern weitere Staaten Mittel- imd 
Osteuropas vertreten waren. Die Konferenz hat die 
Führungsrolle des Europarates im zwischenstaatli- 
chen europäischen Naturschutz bestätigt und für das 
foUow-up qualifizierte Beiträge zur gesamteuropäi- 
schen Angleichung und Weiterentwicklimg von Recht 
und Praxis des Naturschutzes \md der Landschafts- 
pflege erbeten. 

Formalisierte Naturschutzinstrumente des Europa- 
rates sind: 

O das biogenetische Netzwerk imd 
O das Europadiplom, 

O die Konvention zur Erhaltung der europäischen 
wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihre natürli- 
chen Lebensräiime (Berner Konvention) — 

Im Rahmen der Berner Konvention zum Schutz der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen und ihrer natürli- 
chen Lebensräume fanden in Straßburg zwei Exper- 
tensitzungen statt. 

Eine Expertengruppe tagte vom 17. bis 19. März 1993 
zur Problematik „Rechtliche Aspekte der Einbürge- 
rung xmd Wiedereinbürgerung von wildlebenden 
Arten". 

Im Mittelpunkt stand der Vergleich der unterschiedli- 
chen Rechtssystematiken der Mitgliedstaaten im Hin- 
blick auf Artikel 11 Abs. 2 der Berner Konvention. 

Eine Unterarbeitsgruppe der wissenschaftlichen 
Pflanzenexpertengruppe befaßte sich auf ihrer Sit- 
zung vom 17. Mai bis 19. Mai 1993 mit der Frage der 
Bedrohung seltener Pflanzencirten durch den Handel. 
Es wurde ein Kriterienkatalog entwickelt, anhand 
dessen die Arten in ihrer Gefährdung/Schutzbedarf 
entsprechend der Berner Konvention eingestuft wer- 
den können. 

Die Ergebnisse der Sitzungen werden im Dezember 
Beratimgspunkte des Ständigen Ausschusses sein 
und werden dann ggf. in Form von Empfehlungen 
verabschiedet. 

Das Miiüsterkomitee hat 1995 zum Europäischen 
Naturschutzjahr bestimmt. Die europäischen Umwelt- 


minister sind auf gerufen, sich bereits jetzt intensiv am 
Vorbereitimgsprozeß zu beteiligen. 


9. Tierschutz 

Im Februar 1993 wurde das Änderungsprotokoll zu 
dem Europäischen Übereinkommen zum Schutz von 
Tieren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen zur 
Unterzeichnung aufgelegt. Mit ihm soll das Überein- 
kommen an die Weiterentwicklung der Tierhaltung 
angepaßt werden. Sein Anwendungsbereich soll im 
Hinblick auf bestimmte Entwicklungen in den Tier- 
haltungsmethoden, besonders im Bereich der Biotech- 
nologie, sowie auf das Töten von Tieren in landwirt- 
schaftlichen Betrieben erweitert werden. Insbeson- 
dere soll klargestellt werden, daß gentechnisch her- 
gestellte Produkte oder gentechnisch veränderte 
Tiere nur dann in der Landwirtschaft eingesetzt wer- 
den dürfen, wenn feststeht, daß dies im Hinblick auf 
Gesundheit und Wohlbefinden der Tiere unbedenk- 
lich ist. 

Das Änderungsprotokoll trägt zur weiteren Harmoni- 
sierung des unterschiedlichen Tierschutzrechtes in 
den Mitgliedstaaten des Europarates bei. Einen 
Monat später, nachdem alle Vertragsparteien des 
Übereinkommens durch Unterzeichnung, Annahme, 
Genehmigung oder Ratifizierung Vertragsparteien 
des Änderungsprotokolls geworden sind, tritt es völ- 
kerrechthch in Kraft. 

Der aufgrund des Europäischen Übereinkommens 
zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen Tier- 
haltimgen eingesetzte Ständige Ausschuß hat im Juni 
1 993 in Ergänzung der Empfehlung für das Halten von 
Rindern einen Anhang mit besonderen Bestimmun- 
gen für Kälber angenommen. 

Vom 29. Juni bis zum 2. Juli 1993 fand in Straßburg 
eine Arbeitsgruppensitzung zur Vorbereitung der 
Ende 1993 stattfindenden zweiten Multilateralen 
Konsultation zum Europäischen Übereinkommen zum 
Schutz der für Versuche und andere wissenschaftliche 
Zwecke verwendeten Wirbeltiere statt. Die Arbeits- 
gruppe gelangte einvemehmlich zu dem Ergebnis, 
der Multilateralen Kommission als Schwerpunkte für 
die Beratungen die Themen „Versuchstierhaltimg" 
und „Ausbildungsanforderungen an das an Tierver- 
suchen beteiligte Personal" vorzuschlagen. Hierzu 
wurden detaillierte Diskussionspapiere erarbeitet. 
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